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ANALYSEN UND BERICHTE
EG-BUDGET1981

Die Gemeinschaft an der Grenze der 
finanziellen Handlungsfähigkeit
Gerhard Stafil, Luxemburg

Durch die Eigendynamil< des Agrarmarktes, die enger gewordenen Finanzierungsgrenzen und den ver­
stärkten politischen Gestaltungswillen des direkt gewählten Europäischen Parlaments haben die Anfor­
derungen an und die Auseinandersetzungen um den Haushalt der Gemeinschaft zugenommen. Diese 
Entwicklung hatte sich bereits recht spektakulär durch die Ablehnung der Haushaltsentwürfe für 1980 
durch das Parlament im Rahmen der 2. Lesung am 14. Dezember 1979 angedeutet. Auch die gegenwärti­
gen Haushaltsberatungen über den Entwurf 1981 sind keinesfalls einfach. Wahrscheinlich geht es dies­
mal jedoch weniger um Fragen nach der Haushaltskompetenz des neu gewählten Parlaments. Es zeich­
nen sich vielmehr verschärfte finanz- und wirtschaftspolitische Schwierigkeiten für die Gemeinschaft ab.

Um die Auseinandersetzungen über die Hausliaits- 
gestaltung der Gemeinscfiaft einordnen zu kön­

nen, muß von den Zielen ausgegangen werden, die mit 
dem Gemeinscfiaftsbudget erreicfit werden sollen. 
Solche Gemeinschaftsziele sind natürlich strittig. 
Trotzdem wird hier versucht, aus den europapoliti­
schen Stellungnahmen der Parteien, Arbeiten der 
Kommision und entsprechenden wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen einen Zielkatalog abzuleiten, der 
einer im Europäischen Parlament und in der Kommis­
sion weitverbreiteten Meinung entsprechen dürfte^:

□  Der Haushalt muß die Finanzierung der europäi­
schen Institutionen und der bisher entwickelten Ge­
meinschaftsaufgaben sicherstellen: Dies bedeutet na­
türlich nicht, daß die jetzige Gemeinschaftspolitik in al­
len Punkten als unveränderlich angesehen wird. Be­
sonders für den Agrarmarkt besteht offensichtlich ein 
erheblicher Reformzwang.

□  Der Haushalt muß zur Weiterentwicklung der Ge­
meinschaft beitragen: In diesen Zusammenhang ge­
hört besonders die Forderung nach einem Finanzaus­
gleich auf Gemeinschaftsebene, um Disparitäten in 
der wirtschaftlichen Entwicklung der Gemeinschaft ab­
zubauen.

□  Das Budget muß auch als Instrument der Wirt­
schaftspolitik, d. h. insbesondere zur Sicherung der

Gerhard Stahl, 29, Dipl.-Volkswirt, Ist zur Zeit 
beim Europäischen Parlament beschäftigt. Der 
Artikel g ib t die persönliche Meinung des Verfas­
sers wieder.

Vollbeschäftigung und des Wirtschaftswachstums, 
dienen: Angesichts der allgemeinen Wirtschaftsab- 
schwächung und der gleichzeitig in fast allen EG-Län- 
dern feststellbaren Zunahme der Erwerbspersonen 
werden die Arbeitsmarktprobleme in den nächsten 
Jahren noch zunehmen. Auch wenn die Arbeitsmarkt- 
und Konjunkturpolitik vorwiegend als nationale Aufga­
be angesehen wird, so muß doch zumindest eine er­
gänzende Kompetenz der Gemeinschaft anerkannt 
werden. So wird z. B. in Art. 103 Abs. 1, Satz 2 des 
EWG-Vertrags festgelegt, daß die Konjunkturpolitik ei­
ne Angelegenheit des gemeinsamen Interesses ist. 
Daher ist die Haushaltsgestaltung der Gemeinschaft 
auch unter konjunkturpolitischen Aspekten zu beurtei­
len.

Das Haushaltsrecht der Gemeinschaft legt einen ge­
nauen Ablauf für die Haushaltsberatungen fest^. An 
diesen Beratungen sind die Kommission durch das 
Aufstellen eines Haushaltsvorentwurfs, der Rat und 
das Europäische Parlament beteiligt. Die eigentliche 
Haushaltsbefugnis wird vom Rat und vom Parlament 
gemeinsam ausgeübt. Für die Annahme des Haushal­
tes ist es daher notwendig, daß sich diese beiden Insti­
tutionen im Verlauf der vorgesehenen zwei Lesungen 
über den Haushaltsentwurf einigen.

' Nur beispielhaft wird auf folgende Veröffentlichungen vera/iesen: 
Entschließung zum Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäi­
schen Gemeinschaften für das Haushalts]ahr 1980, Amtsblatt der Eu­
ropäischen Gemeinschaften Nr. C 302/40 vom 3 .12. 79; Report of the 
Study group on the role of public finance In the European integration 
(Mac-Dougall-Report), 2 Bde, Brüssel 1977; Bericht über die Eigen­
mittel der Gemeinschaft von der Arbeitsgruppe „Eigenmittel“ (Splnelli- 
Berlcht) des Europäischen Parlaments, September 1980.

 ̂ Vergleiche Insbesondere Art. 203 des EWG-Vertrags. ,
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Das Haushaltsverfahren für das Budget 1981 wurde 
durch die Kommission bereits eingeleitet, die am 14. 
August den Haushaltsvorentwurf vorgelegt hat. Dieser 
Vorentwurf muß schwierigen Rahmenbedingungen 
Rechnung tragen:

□  Es ist mit einem abgeschwächten interhationalen 
Wirtschaftswachstum zu rechnen.

□  Wegen der schwachen Wirtschaftsentwicklung und 
der noch vorhandenen Inflationsgefahren planen die 
IVlitgliedsländer eine relativ restriktive Haushaltspolitik.

□  Grenzen in der Finanzausstattung der Gemein­
schaft werden sichtbar. Bisher finanziert sich die Ge­
meinschaft vor allem aus ihren Eigenmitteln wie Zöllen 
und Agrarabschöpfungen und aus dem an sie abge­
führten Anteil an der harmonisierten nationalen Mehr­
wertsteuer. Dieser Anteil ist jedoch auf 1 % der Mehr­
wertsteuerbemessungsgrundlage beschränkt, d. h. die 
Gemeinschaft stößt an eine Finanzierungsobergrenze, 
da sie den Abführungssatz, der 1980 noch mit 0,72 % 
angesetzt wurde, nicht über 1 % erhöhen kann®.

□  Außerdem müssen noch die finanziellen Sonderre­
gelungen zur Entlastung des britischen Beitrags finan­
ziert werden, die vom Rat vereinbart wurden.

□  Auch die Aufnahme Griechenlands als zehntes Mit­
glied der Gemeinschaft stellt zusätzliche Anforderun­
gen an den Haushalt.

Die Kommission versucht diesen Anforderungen in 
ihrem Haushaltsvorentwurf gerecht zu werden, dessen 
Grundzüge in den Tabellen 1 bis 3 dargestellt sind.

Auf den ersten Blick scheint der Vorentwurf 1981 er­
hebliche Zunahmen aufzuweisen. Bei einer Beurtei­
lung muß allerdings berücksichtigt werden, daß der 
Vorentwurf eine ,,Rückerstattung" für Großbritannien 
von 1,6 Mrd. ERE enthält. Bereinigt man daher die 
Zahlungs- und Verpflichtungsermächtigungen ent­
sprechend, dann ergibt sich noch ein jährlicher Zu­
wachs von 17,7 % bzw. 16,3 %. Da nominale Größen 
über die tatsächlichen Leistungen wenig aussagen, 
muß der reale Zuwachs ermittelt werden. Ausgehend 
von der Annahme der Kommission, daß im Jahre 1981 
die Inflationsrate der Gemeinschaft ca. 10 % betragen 
wird, ergibt sich ein realer Zuwachs von 7,7 % für die 
Zahlungsermächtigungen und 6,3 % für die Verpflich­
tungsermächtigungen (zum Unterschied dieser Begrif­
fe vgl. die Erläuterung zu Tab. 1 und 2). Berücksichtigt 
man ferner, daß der Haushalt 1980 nur einen unter­
durchschnittlichen Zuwachs aufwies (vgl. Tab. 4) und 
damit die Vergleichsbasis gering ausfällt und außer­
dem der Haushalt 1981 für zehn Mitglieder gilt, dann 
zeigt sich, daß der Vorentwurf durchaus restriktiv ge­
plant wurde.

 ̂ Vergleiche zu den Regelungen über die Mehrwertsteuer die sechste 
Richtlinie 77/388/EWG und die Verordnung Nr. 2892/77 des Rates.

Tabelle 1 
Mittel für Verpflichtungen ̂

Organe
Mittel 1980 Vorentwurf des Haushaltsplans 1981 Erhöhung

Betrag Anteil {in %) Betrag Anteil (in %)
gegenüberlybu 

(in %)

Parlament 177 391 432 1,02 199 356 650 0,92 + 12,38
Rat 108 557 859 0,63 121 678 425 0,56 + 12,09
Kommission 16 998 199 400 98,15 21 367 683 743 98,32 +  25,71
Gerichtshof 21 707 280 0,13 27 629 460 0,13 + 27,28
Rechnungshof 13 029 290 0,07 15 458 670 0,07 + 18,55

Insgesamt 17 318 895 261 100,00 21 731 806 948 100,00 +  25,48

Tabelle 2
Mittel für Zahlungen^

Organe
Mittel 1980 Vorentwurf des Haushaltsplans 1981 Erhöhung

Betrag Anteil (in %) Betrag Anteil (in %)
gegenüber 1980 

(in %)

Parlament 177 391 432 1,13 199 356 650 0,99 + 12,38
Rat 108 557 859 0,69 121 678 425 0,61 +  12,09
Kommission 15 362 401 400 97,96 19 687 247 697 98,18 + 28,15
Gerichtshof 21 707 280 0,14 27 629 460 0,14 + 27,28
Rechnungshof 13 039 290 0,08 15 458 670 0,08 + 18,55

Insgesamt 15 683 097 261 100,00 20 051 370 902 100,00 + 27,85

' Erläuterung: Im EG-Haushalt wird zwischen Verpflichtungs- und Zahlungsermächtigungen unterschieden. Die Verpflichtungsermächtungen 
decken die Gesamtkosten auch über mehrere Jahre ab, die Zahlungsermächtigungen beziehen sich nur auf die im Haushaltsjahr 
anfallenden Kosten. Daher müssen nur die Zahlungsermächtigungen durch die jährlichen Einnahmen gedeckt werden.
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Der „statische“ Charal<ter des Vorentwurfs wird be­
sonders deutlich bei der Betrachtung der Ausgaben- 
strul<tur. Der Agrarbereich, der zu rund 95 % aus Ga­
rantieleistungen besteht, behält seine beherrschende 
Stellung trotz eines gewissen Anteilsrückgangs (Anteil 
der Agrarausgaben 1980 ca. 76 %, nach dem Vorent­
wurf in 1981 ca. 67 %). Die für eine Weiterentwicklung 
der Gemeinschaft wichtigen Bereiche der Regionalpo­
litik, Sozialpolitik, Energiepolitik kommen weiterhin nur 
auf geringe Anteile an den Gesamtausgaben.

Bei einem Vergleich der verfügbaren Mittel der Ge­
meinschaft mit den Zahlungsermächtigungen, unter 
der Annahme einer vollständigen Ausschöpfung des 
1 %igen Mehrwertsteueranteils, bleibt noch eine ,,Si­
cherheitsreserve“ von 550 Mill. ERE, um die die maxi­
mal möglichen Einnahmen die Ausgabenansätze 
übersteigen. Diese Reserve sollte allerdings nicht zu 
hoch eingeschätzt werden. Sowohl bei den Einnahme­
ansätzen als auch bei den Ausgaben handelt es sich 
um Schätzungen mit erheblichen Unsicherheiten. An­
gesichts der absehbaren schwachen Wirtschaftsent­
wicklung kann z. B. nicht ausgeschlossen werden, daß 
die geschätzten Mehrwertsteuereinnahmen zu günstig 
angesetzt sind. Noch weniger lassen sich die Agrar­
marktausgaben exakt vorausschätzen, sei es weil sich 
die Marktbedingungen ändern, sei es weil neue Be­
schlüsse über die Agrarpreise getroffen werden.

Der Rat hat in dem von ihm erarbeiteten Haushalts­
entwurf, der am 5. Oktober vorgelegt wurde, erhebli-

Tabelle 3 

Einnahmeansätze

Ver-
Einahmequellen 1980 1981 änderung 

(in %)

1) Agrarabschöpfungen 1 719 200 000 1 902 050 000 + 10,64
2) Zucker/Isoglukose- 504 500 000 571 060 000 + 13,19

Abgabe
3) Zölle 5 667 800 000 6 274 000 000 + 10,70
4) Finanzbeiträge'' 12 843 000*’ 194 801 937=
5) M w St' 7 151 030 850 10 957 949 235 + 53,24
6) Verfügbare Über­ 458 587 431 z, E.

schüsse
7) Verschiedene Ein­ 169 135 980 151 509 730 -  10,42

nahmen

Insgesamt 15 683 097 261 20 051 370 902 +  27,85

“ Einschließlich Beiträge zu den EAG-Ergänzungsprogrammen 
(14 360 000 ERE); ‘’ Beiträge zu den EAG-Ergänzugsprogrammen; 

Abführungssatz; 0,9520 % im Jahr 1981 gegenüber 0,7216 % im 
Jahr 1980.
Q u e l l e ;  Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen 
Gemeinschaft für das Haushaltsjahr 1981.

Tabelle 4
Entwicklung der Verpflichtungsermächtigungen

1976 1977 1978 1979 1980 1981

Jährl. Zuwachs
in %

35,13 21,22 23,71 21,42 12,3 25,48=

® Ermittelt durch den Vergleich der Haushaltspläne, 1981 Vergleich mit 
dem Vorentwurf.

Tabelle 5 

Vergleich der Haushaltspläne
(in Mill. ERE)

1980 1981 (Kommission) 1981 (Rat)

Mittel für Mittel für Mittel für Mittel für Mittel für Mittel für
Verpflichtungen Zahlungen Verpflichtungen Zahlungen Verpflichtungen Zahlungen

Kommission;
Landwirtschaft/Fischerei 11 995 11 878 13 740 13 514 13 666 13 452
Sozialwesen 933 402 1 034 743 950 589
Regionalpolitik (inkl. EWS-Anleihen) 1 365 603 1 800 970 1 600 700
Forschung, Energie, Industrie, Verkehr 443 379 500 376 359 302
Entwicklungshilfe 804 642 959 749 704 577
Personal und Vera/altung 557 557 658 658 610 610
Information und Beihilfen 61 61 74 74 69 69
Reserve 5 5 6 6 5 5
Rückzahlungen an Mitgliedstaaten 835 835 1 053 1 053 1 000 1 000
Finanzmechanismus (für VK) — — 469 469 469 469
Strukturausgaben im VK — — 1 075 1 075 1 075 1 075

Kommission insgesamt 16 998 15 362 21 368 19 687 20 507 18 848

Übrige Organe 321 321 364 364 355 355

Gesamtbetrag 17319 15 683 21 732 20 051 20 862 19 203
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ciie Kürzungen im Vergleich zum Vorentwurf der Kom­
mission vorgenommen (vgl. Tab. 5). Dadurch ist es 
dem Rat gelungen, den Fianzierungsspielraum von 
den enwähnten 550 Mill. ERE auf mehr als 1300 Mill. 
ERE zu vergrößern. Betrachtet man die Strul<tur der 
Kürzungen des Rates, so zeigt sich, daß vorwiegend 
Ausgaben im nicht landwirtschaftlichen Bereich ge­
kürzt wurden. Dadurch erhöhte der Rat die beklagte 
,,Agrarlastigkeit“ des Gemeinschaftshaushalts, da 
beim Ratsentwurf ca. 70 % der Haushaltsausgaben 
auf die Landwirtschaft entfallen, während es beim Vor­
entwurf der Kommission -  wie erwähnt -  ca. 67 % 
sind. Wie Tabelle 5 zeigt, hat der Rat besonders die 
Ansätze für die gemeinschaftliche Regional-, Sozial- 
und Energiepolitik gekürzt.

Das Parlament und die Kommission haben sich sehr 
deutlich von diesem Ratsentwurf distanziert und aus­
geführt, daß besonders die Kürzungen im nicht land­
wirtschaftlichen Bereich eine konstruktive Gemein­
schaftspolitik unmöglich machen. Außerdem wurde die 
Befürchtung geäußert, daß der durch die Ratskürzun­
gen entstandene erhöhte Finanzierungsspielraum vor 
allem dazu dienen wird, den Agrarministern höhere 
Agrarpreisbeschlüsse für das Jahr 1981 zu ermögli­
chen. Damit würde das Budget der Gemeinschaft noch 
stärker zu einem reinen Agrarhaushalt degenerieren.

Das Parlament versucht in vielen seiner Änderungs­
anträge zum. Entwurf des Rates im Verlauf der weite­
ren Haushaltsberatungen, die vom Rat gekürzten Be­
reiche wieder auszuweiten. Dies gilt insbesondere für 
die Regional-, Sozial-, Entwicklungs- und Energiepoli­
tik. Auch wenn gegenwärtig noch nicht genau abgese­
hen werden kann, wie das Haushaltsverfahren ausge­
hen wird -  die endgültige Entscheidung über den Ent­
wurf findet in der 2. Lesung statt - ,  so läßt sich zumin­
dest feststellen, daß die bisher vorliegenden Haus­
haltsentwürfe für 1981 nur zu einem ,, Übergangshaus­
halt“ führen werden. In diesem wird versucht, die Be­
handlung der zwei wichtigsten Gemeinschaftsproble­
me, Übergewicht der Agrarausgaben und Erschöpfung 
der finanziellen Mittel, noch einmal um ein Jahr hin­
auszuschieben. Es ist allerdings unverkennbar, daß 
spätestens für die Beratungen des Haushaltsentwurfs 
1982 im nächsten Jahr einschneidende Entscheidun­
gen über die Dämpfung der Agrarausgaben und/oder 
eine Erhöhung der finanziellen Mittel der Gemein­
schaft notwendig sein werden. Dies ist nicht nur wegen 
der Finanzierungsgrenze unvermeidlich. Auf Dauer 
entspricht auch eine Haushaltsgestaltung, die so we­
nig Raum für integrationsfördernde Maßnahmen läßt, 
kaum den Anforderungen der Gemeinschaft.
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